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26. Eine stenographische Niederschrift über die Beweisaufnahme ist 
im Falle der Anordnung einer Auslieferung und, sofern dies sonst zweck- 
mäßig ist, ins Deutsche zu übersetzen; nach Beglaubigung durch den Vor- 
sitzenden und den Dolmetscher Ist eine Abschrift der Übersetzung dem 
Beschuldigten auszuhändigen und eine zweite an die Allled Liaison Branch 
zur Weiterleitung an den um Auslieferung ersuchenden Staat zu über- 
‚senden. 


27. Auslieferung darf nicht empfohlen werden, falls die Person, um 
deren Auslieferung nachgesucht wird, wegen derselben Straftat und auf 
Grund des gleichen Tatbestandes, der dem Auslieferungsersuchen zu- 
grundellegt, in der britischen Zone bereits nach gerichtlicher Verhandlung 
verurteilt oder freigesprochen worden ist oder in einem noch schwebenden 
Verfahren unter Anklage steht. 


28. Wird einem Ersuchen um Auslieferung einer Person stattgegeben, 
gegen die ein Verfahren vor einem Gericht in der britischen Zone schwebt 
oder die eine von einem Gericht in der britischen Zone verhäingte Frei- 
heitsstrafe wegen einer anderen als der dem Auslieferungsverlangen zu- 
grundellegenden Straftat verbüßt, so hat die entscheidende Behörde zu er- 
klären, ob die Auslieferung sofort oder erst nach Verbüßung der Strafe 
nach Abschluß des Verfahrens erfolgen soll. 


29. Die Verfügung der entscheidenden Behörde ist dem Tribunal zu 
übermitteln und ist in der ersten, ihrem Eingang folgenden öffentlichen 
Sitzung des Tribunals zu verlesen unter gleichzeitiger Übergabe einer Ab- 
‚schrift an den Beschuldigten oder seinen Rechtsbeistand. 


30. Falls die entscheidende Behörde das Auslieferungsersuchen ab- 
lehnt, so ist die entsprechende Verfügung in der nächsten öffentlichen 
Sitzung des Tribunals zu verlesen; auch hat der Geschäftsstellenleiter des 
Tribunals die zuständigen Stellen davon in Kenntnis zu setzen, daß der 
Beschuldigte, vorbehaltlich der erforderlichen Genehmigungen, aus der 
Haft entlassen werden darf. Eine Abschrift der Verfügung ist dem 
Demanding Officer sowie dem Beschuldigten oder seinem Rechtsbeistand 
zuzustellen, . 


31. Wird dem Auslieferungsersuchen stattgegeben, so erteilt der Ge- 
schäftsstellenleiter des Tribunals der Allied Liaison Branch die Ausliefe- 
rungsermächtigung zur Übermittlung an die zuständige Alliierte Mission, 
der die Durchführung der Auslieferung innerhalb 28 Tagen vom Empfang 
der erforderlichen Unterlagen obliegt und die den Leiter der Unter- 
suchungshaftanstalt mindestens 48 Stunden im voraus von ihrer Absicht, 
den Beschuldigten aus der Anstalt zu entfernen, in Kenntnis zu setzen hat, 


32. Ist der Beschuldigte nicht innerhalb eines Monats vom Eingang 
dieser Unterlagen aus der britischen Zone entfernt worden, so kann das 
Tribunal auf Antrag des Beschuldigten, der nachweisen muß, daß der 
Vertreter des um Auslieferung nachsuchenden Staates rechtzeitig von dem 
beabsichtigten Antrage unterrichtet worden ist, die Entlassung des Be- 
schuldigten aus der Haft anordnen, sofern nicht stichhaltige Gründe da- 
gegen vorgebracht werden, 


33. Innerhalb von 6 Monaten nach Bewilligung einer Auslieferung 
hat die betreffende Allilerte Mission über: das Ergebnis der Gerichts- 
verhandlung und eine etwaige Verurteilung Bericht zu erstatten. Sollte 
sich herausstellen, daß die ausgelieferte Person freigesprochen oder nicht 
innerhalb von sechs Monaten vor Gericht gestellt worden Ist, so kann die 
Extradition Section seine Rückführung in die britische Zone Deutschlands 
verlangen, sofern nicht der um Auslieferung nachsuchende Staat stich- 
haltige Gründe für das Unterbleiben eines Gerichtsverfahrens vorbringt. 


34. Das Tribunal hat jederzeit das Recht, diese Vorschriften abzu- 
ändern und zu ergänzen. 


“vi 
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ANORDNUNG Nr. 10 


„auf Grund des Artikels II (5) der Verordnung Nr. 126 
der Militärregierung 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 


Artikel II Abs. (5) der Verordnung Nr. 126 der Militärregierung 
bestimmt, daß der Wirtschaftsrat das Recht hat, Gesetze anzunehmen und 
zu erlassen über solche Angelegenheiten, die jeweils vom Bipartite Board 
bestimmt werden. : 

Der Bipartite Board hat bestimmt, daß der Wirtschaftsrat das Recht 
haben soll, Gesetze über die Befreiung einer Wohnungsbauanleihe der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau von gewissen Steuern zu erlassen. 

Die amerikanische Militärregierung wird die Anordnung Nr.10 auf 
Grund der Proklamation Nr. 7 der amerikanischen Militärregierung 
erlassen. _ 

ES WIRD DAHER ANGEORDNET: ” 

» 1, Der Wirtschaftsrat hat innerhalb der britischen Zone das Recht, In 
einem Gesetz, das die Kreditanstalt für Wiederaufbau zur Ausgabe einer 
Wohnungsbauanleihe ermächtigt, zu bestimmen, daß diese Anleihe 
&) hinsichtlich der Anleihebeträge von 
(1),der Vermögensteuer, “ 
. (2) der Erbschaftssteuer (auch Schenkungssteuer), soweit! es 
sich um _Anleihebeträge handelt, die vom Erblasser 
(Schenker) selbst gezeichnet worden sind, 
(3) der Gewerbekapitalssteuer; 
b) hinsichtlich der Zinsen von 
(1) der Einkommensteuer, 
(2) der Körperschaftssteuer, 
(3) der Gewerbeertragssteuer; 
ce) von der Wertpapiersteuer 
befreit ist. 
2. Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 


ANORDNUNG Nr. 11 


auf Grund des Artikels III (5) der Veroränung Nr. 126 
der Militärregierung 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebletes 


Artikel IIT Abs. (5) der Verordnung Nr. 126 der Militärregierung 
bestimmt, daß der Wirtschaftsrat das Recht hat, Gesetze anzunehmen und 
zu erlassen über solche Angelegenheiten, die jeweils vom Bipartite Board 
bestimmt werden, 

Der Bipartite Board hat bestimmt, daß der Wirtschaftsrat das Recht 
haben soll, ein Gesetz über die vorläufige Regelung von Kriegsfolgelasten 
im Rechnungsjahr 1949 zu erlassen. 

Die amerikanische Militärregierung wird die Anordnung Nr.11 auf 
Grund der Proklamation Nr. 7 der amerikanischen Militärregierung 
erlassen. 

ES WIRD DAHER ANGEORDNET: 

1. Der Wirtschaftsrat hat innerhalb der britischen Zone das Recht, 
ein Gesetz über die vorläufige Regelung der Kriegsfolgelasten im 
Rechnungsjahr 1949 anzunehmen und zu erlassen. 

2. Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 31. März 1949 in Kraft, 


IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 


x 
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„4. Wer von einem Gericht der Kontrollkommission oder einem 
deutschen Gericht wegen einer Zuwiderhandlung gegen eine Rechts- 
vorschrift der Militärregierung oder ein deutsches Gesetz verurteilt oder 
freigesprochen worden ist, kann dienststrafrechtlich wegen eines Diszi- 
plinarvergehens bestraft werden, das nicht ein Tatbestandsmerkmal der 
Zuwiderhandlung bildet, wegen deren er bestraft oder freigesprochen 
worden ist.“ 


„13. In Fällen, in denen ein Kommandeur eine Freiheitsstrafe von 
mehr’als 14 Tagen oder eine 14 Tage Lohnsperre übersteigende Geld- 
strafe verhängt hat, soll der Chief Magistrate oder ein von ihm dazu 

„beauftragter Legal Officer den Schuldspruch des Kommandeurs und die 
von ihm verhängte Strafe nachprüfen, und er kann den Schuldspruch. 
oder die Strafe aufheben, aussetzen, umwandeln oder herabsetzen. Hebt 
er einen Schuldspruch auf, so kann er in geeigneten Fällen. eine Ver- 
handlung vor einem Gericht der Kontrollkommission anordnen.“ 
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UBERWACHUNG DES BESITZES VON FEUERWAFFEN 
ÜBERTRAGUNG VON BEFUGNISSEN 


erlassen auf Grund der Ziffer 13 der Durchführungsverordnung Nr. 1 
zu Verordnung Nr. 187 


Ich, Michael Sylvester O'Rorke, Berater in Angelegenheiten der öffent- 
lichen Sicherheit, übertrage hiermit kraft der mir in der Durchführungs- 
verordnung Nr.1 zu Verordnung Nr.187 erteilten Ermächtigung allen 
Polizeistabsoffizieren des Besonderen Polizeikorps der Kontrollkommisslon 
für Deutschland (britische Einheit) vom Range eines stellvertretenden 
Generalinspektors, Hilfs-Generalinspektors und stellvertretenden Hilfs- 
Generalinspektors, allen mit der Überwachung der deutschen Reglerungs- 
bezirks- und Stadtkreis-Polizel betrauten Polizelstabsoffizieren und allen 
Polizeistabsoffizieren Grad I innerhalb der Hansestadt Hamburg die all- 
‚gemeine Befugnis, Verwaltungsmaßnahmen auf Grund der Durchführungs- 
verordnung Nr.1 zu ergreifen. Die Befugnis zum Widerruf eines Waffen- 
scheines, die Befugnis, Maßnahmen auf Grund der Ziffer 11 der Durch- 
führungsverordnung zu ergreifen, und die Befugnis, den Geltungsbereich 
einer von mir auf Grund der Durchführungsverordnung erlassenen An- 
welsung oder Vorschrift abzulindern oder ihre Anwendung auszuschließen, 
ist jedoch von dieser Übertragung von Befugnissen ausgeschlossen. 


5. August 1949 


gez. M. S. O’Rorke 
Berater in Angelegenheiten der öffentlichen Sicherheit 


vg 





